
Russlands Angriffskrieg in der Ukraine markiert 
eine Zäsur für Europa, besonders für die EU- und 
NATO-Staaten. Europa, und damit auch Deutsch-
land, hat sich verpflichtet, mehr für die Verteidi-
gung und die Unterstützung der NATO zu tun. Die 
Bundesregierung, im Amt seit Mai 2025, hat die  
Wehrpflicht wieder auf die Agenda gesetzt und ei-
nen entsprechenden Gesetzesentwurf in den Bun-
destag eingebracht. Angesichts der deutschen Ge-
schichte überrascht es nicht, dass die Debatte über 
eine Wiedereinführung eines militärischen Pflicht-
dienstes kontrovers und emotional geführt wird. 
Sehr konfliktreich verliefen bereits die Diskussionen 
über die Steigerung des Wehretats, die militärische 
Unterstützung der Ukraine oder die Beziehungen 
zu Russland und den USA. Die Wiedereinführung 
einer Wehrpflicht wirft Fragen zum Verständnis 
von Wehr- und Friedensbereitschaft auf, die mit 
gegensätzlichen Interessen, Wert- und Identitäts-
vorstellungen einhergehen und entsprechend kon-
fliktbehaftet sind. Zugleich reicht die Debatte über 
die Außenpolitik oder die Rolle des Militärs in der 
Gesellschaft hinaus und berührt weitere Kontrover-
sen, wie die Frage der Generationengerechtigkeit 
oder der Verteilung gesellschaftlicher Ressourcen. 
Parteipolitisch hat sich eine Debatte entzündet, 
die teils alte politische Lagergrenzen übersteigt.  

1    Für eine genauere Beschreibung des methodischen Vorgehens und der Stichprobe siehe Box 1 am Ende des Spotlights. Für Informationen zur ers-
ten Welle des Konfliktmonitors und den bisherigen Veröffentlichungen siehe: https://conflict-a.de/konfliktmonitor/.

Bündnis90/Die Grünen, einst aus der Umwelt- und 
Friedensbewegung kommend, unterstützen mitt-
lerweile die Stärkung der militärischen Kapazitäten 
Deutschlands. Die AfD hingegen, die lange prinzipi-
ell für die Wiedereinführung der Wehrpflicht einge-
treten ist, ist nun skeptischer und schwankt zwischen 
einer prorussischen und proamerikanischen Orien-
tierung hin und her. Mit dem BSW ist zudem eine Par-
tei entstanden, deren Entstehungsgeschichte eng 
mit einer Kritik an der NATO und dem “Westen” ver-
bunden ist und die sich heute als Teil der Friedensbe-
wegung versteht. Doch wie steht die Bevölkerung zu 
diesen Themen über kurzfristige Umfragen hinaus?

Konfliktfeld Sicherheit im  
Konfliktmonitor
In der zweiten Befragung des Konfliktmoni-
tors, durchgeführt zwischen dem 26. Juni und 
11. Juli 2025, haben wir auch Fragen zur Ver-
teidigung, zum Umgang mit militärischer Ge-
walt und zur Wehrpflicht gestellt. Die Befragung 
war eine Wiederholungsbefragung im Anschluss 
an eine erste Erhebung im Dezember 2024.  
Insgesamt haben 2.112 Personen an der Online-Er-
hebung teilgenommen.1 Wie schon in der ersten 
Befragung vom Dezember 2024 legten wir den 
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Teilnehmenden eine Liste von Konfliktthemen vor 
und haben sie gefragt, wie wichtig sie eine gesell-
schaftliche Auseinandersetzung über diese Themen 
finden.2  Hier wurde auch nach der Meinung der 
Befragten zu den Konfliktfeldern “Waffenlieferun-
gen in die Ukraine” und “Ausbau der Bundeswehr” 
gefragt. Rund 58 Prozent beurteilen beide Kon-
fliktthemen jeweils als  “sehr” oder “eher wichtig”. 
Damit liegen sie im Mittelfeld der Prioritätenliste 
der Konfliktthemen. Wichtiger findet die Mehrheit 

2   Die vollständige Liste ist in Box 3 am Ende des Spotlights zu finden. Die Konfliktthemenliste für die zweite Welle des Konfliktmonitors beruht auf den 
Angaben der Befragten in der ersten Welle des Konfliktmonitors.
3   Die Sortierung erfolgte nach dem Mittelwert (siehe Box 3). Der besseren Lesbarkeit halber wurden die Antwortoptionen “sehr wichtig” und “eher 
wichtig” sowie “weniger unwichtig” und “überhaupt nicht wichtig” an dieser Stelle zusammengefasst. Alle Werte in diesem Spotlight wurden der 
besseren Lesbarkeit halber gerundet.
4   Die Standardabweichung bezieht sich auf eine Skala von 1 bis 5. Die Mittelwerte bei den beiden Konfliktthemen liegen bei 2,37 (Waffenlieferungen 
an die Ukraine) und 2,34 (Ausbau der Bundeswehr). Wie auch im Rest des Spotlights stehen niedrige Werte für eine starke Zustimmung bzw. in diesem 
Fall eine hohe Relevanz des Konfliktthemas. Die durchschnittliche Standardabweichung über alle Konfliktthemen hinweg lag bei 1,07.

Themen wie Demokratie, Innere Sicherheit, Wirt-
schaft sowie Sozial- und Bildungspolitik. Abbildung 
1 zeigt die Ergebnisse.3  Auffällig ist, dass die Mei-
nungen zum Thema Waffenlieferungen an die Uk-
raine am stärksten auseinandergehen (SD: 1,28).4  
Auch beim Thema Ausbau der Bundeswehr ist die 
Standardabweichung höher als bei den meisten 
anderen Konfliktthemen (1,19). Dies könnte darauf 
hindeuten, dass diese Konfliktthemen stärker pola-
risieren und weniger konsensfähig sind als andere.
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Abbildung 1:  Wichtigkeit von Waffenlieferungen und Ausbau der Bundeswehr im Vergleich mit den Top 8 Konflikten

Abbildung 2: Standardabweichung der Antworten im Vergleich mit den Top 8 Konflikten



Einschätzungen zur (militärischen)  
Sicherheitslage 
Der Konfliktmonitor hat auch nach den Einschät-
zungen zur militärischen Sicherheitslage gefragt. 
Die Mehrheit hält die Weltlage für unsicher. Nur 
ca. 15 Prozent bewerten die Welt derzeit als “sehr” 
oder “eher sicher”, während eine Mehrheit von 58 
% die Weltlage als “eher unsicher” bzw. “sehr un-
sicher” empfindet. Die Sicherheitslage in Europa 
und Deutschland wird besser bewertet. Ein Vier-
tel (26 %) findet die Lage in Europa “eher sicher“ 
oder „sehr sicher“. Mehr als ein Drittel (37 %) fin-
det das für Deutschland. Gleichzeitig sehen knapp 
ein Drittel ( je 31 %) die Sicherheitslage bezogen 
auf Deutschland als gemischt (“teils/teils”) bzw. 
als “eher unsicher” oder “sehr unsicher”. Deutsch-
land wird zwar im Vergleich zu Europa und der 
Welt als etwas sicherer wahrgenommen, doch ein 
Friedensoptimismus findet sich nicht (siehe Abbil-
dung 3). Das zeigt sich auch bei der Frage nach der 

Wahrscheinlichkeit eines Angriffes Russlands auf 
einen oder mehrere NATO-Staaten in den nächsten 
Jahren. Rund 40 Prozent (10 % “sehr hoch“, 30 % 
“eher hoch”) halten ein solches Szenario für wahr-
scheinlich. Etwa 30 Prozent stufen es als “eher” 
bzw. “sehr unwahrscheinlich“ ein, wie Abbildung 
4 zeigt. Insgesamt zeigt sich bei Berücksichtigung 
der 30 Prozent “Teils/Teils”-Antworten: Die Mehr-
heit der Befragten schließt weitere kriegerische 
Auseinandersetzungen in Europa nicht (mehr) aus.

Einstellungen zur Bundeswehr
Angesichts des russischen Krieges in der Ukraine 
und des Drucks der US-Regierung, mehr für Rüs-
tung zu investieren, haben viele westliche Staaten 
begonnen, ihre militärischen Fähigkeiten auszubau-
en und die Wehretats zu erhöhen. Auch in Deutsch-
land haben sich sowohl die letzte als auch die aktu-
elle Bundesregierung diesen Zielen verschrieben. 
Die Befragten des Konfliktmonitors unterstützen 
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Abbildung 4: Wie hoch schätzen Sie die Wahrscheinlichkeit ein, dass Russland in den nächsten Jahren einen oder mehrere NATO-Staaten in Europa angreifen könnte? 

Abbildung 3: Wie bewerten Sie die gegenwärtige militärische Sicherheitslage? 



die Vorhaben grundsätzlich: Rund zwei Drittel spre-
chen sich für eine Erhöhung der Ausgaben für die 
Bundeswehr (66 %) und eine Erhöhung der Anzahl 
der Soldat*innen (66 %) aus. Nur 10 bzw. 8 Prozent 
sind für eine Verringerung der militärischen Ausga-
ben und des Bundeswehrpersonals. Etwa ein Viertel 
(25 bzw. 26 %) möchte den Status quo beibehalten. 

Die Idee, die Bundeswehr besser auszustatten - fi-
nanziell und personell - stößt bei den Befragten auf 
Zustimmung. Wie das konkret geschehen soll, ist 
allerdings noch offen. Derzeit diskutieren die Par-
teien verschiedene Modelle eines mehr oder weni-
ger verpflichtenden Dienstes für junge Menschen. 
Das Verteidigungsministerium unter Boris Pistorius 
hat z. B. das Modell eines “Neuen Wehrdienst” ein-
gebracht. Nach diesem Konzept sollen alle jungen 
Menschen im wehrdienstfähigen Alter von 18 bis 24 
Jahren einen Fragebogen ausfüllen. Für Männer soll 
es verpflichtend, für Frauen freiwillig sein. Ebenso 
wird zum Zeitpunkt dieses Spotlights - Stand 43. 
Kalenderwoche / Oktober 2025 - ein Losverfahren 
medial diskutiert. Andere Modelle sehen eine Rück-
kehr zum traditionellen verpflichtenden Wehrdienst 
vor. Bündnis90/Die Grünen haben einen verpflich-
tenden Gesellschaftsdienst in die Diskussion einge-
bracht. Die AfD hatte in der Vergangenheit bereits 
Anträge zum Wehrdienst erarbeitet, beabsichtigt 
derzeit aber keinen eigenen Vorschlag einzureichen, 
nachdem der sogenannte “Flügel” interveniert hat. 

Unabhängig vom genauen Modell scheint die 
Mehrheit, der im Bundestag vertretenen Parteien 
eine Stärkung der Bundeswehr und die Wieder-

einführung der Wehrpflicht zu wollen. Mit Blick auf 
die Bevölkerung scheint die Stimmungslage un-
eindeutiger, wie der Konfliktmonitor zeigt. Wäh-
rend 52 Prozent der Befragten einen militärischen 
Dienst für junge Menschen ganz grundsätzlich 
unterstützen, lehnt ein Drittel (31 %) diesen ab und 
weitere 17 Prozent bewegen sich zwischen Zu-
stimmung und Ablehnung, wie Abbildung 6 zeigt.

Im Konfliktmonitor haben wir fünf Modellen zur 
Ausgestaltung eines Bundeswehrdienstes abge-
fragt. Die Befragten sollten angeben: Sollte der 
Wehrdienst (1) freiwillig nach Anschreiben und Er-
fassung aller Bürger und Bürgerinnen im wehr-
fähigen Alter sein (Pistorius Modell), (2) ein militä-
rischer  Pflichtdienst nur für junge Männer - also 
die Wehrpflicht der Vergangenheit - sein, (3) ein 
militärischer Pflichtdienst für alle unabhängig vom 
Geschlecht sein, (4) eine gesellschaftliche Dienst-
pflicht mit Option eines militärischen Dienstes in 
der Bundeswehr sein, oder (5) sollte es keinen Mili-
tärdienst geben und alles bleiben wie es derzeit ist.  

Keines der Modelle findet eine Mehrheit, wie Ab-
bildung 7 zeigt. Modell 4 ist am beliebtesten, also 
ein  freiwilliger Bundeswehrdienst im Rahmen eines 
allgemeinen Gesellschaftsdienstes: Fast ein Drittel 
(28 %) findet es am besten gefolgt vom Freiwillig-
keitsmodell 1 (22 %) und Pflichtdienstmodell 3 (22 
%). Modell 4 - also ein militärischer Pflichtdienst 
nur für junge Männer - wird nur von 13 Prozent 
der Befragten präferiert, während sich 16 Pro-
zent überhaupt keine Veränderungen wünschen.

Es gibt klare Unterschiede zwischen gesellschaft-
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Abbildung 5: In den letzten Wochen ist viel über die Finanzierung und personelle Ausstattung der Bundeswehr diskutiert worden. Wie ist Ihre persönliche Meinung zu diesem 
Thema? Sollten die Ausgaben für die Bundeswehr und die Anzahl der Soldaten erhöht oder verringert werden



lichen Gruppen beim Thema Wehrdienst. Die Wie-
dereinführung eines militärischen Pflichtdienstes 
(unabhängig von der Form) wird von den unter 18- 
bis 24-jährigen nur von einer Minderheit (32 %) be-
fürwortet. Mit steigendem Alter nimmt die Zustim-
mung zu. Die Generation Ü60 stimmt am stärksten 
dem Pflichtmodell zu (67 %), wie Abbildung 8 aus-
weist. Frauen (47 % Zustimmung) stehen der Wehr-
pflicht skeptischer gegenüber als Männer (59 %).

Die Einschätzung der weltweiten, europäischen 
oder deutschen Sicherheitslage hat offenbar kei-
nen Einfluss darauf, wie Menschen zur Wieder-
einführung des Wehrdienstes stehen. Statistisch 

5   Hierfür wurde ein logistisches Regressionsmodell gerechnet, bei dem die Antwortoption „Ja“ die Referenzkategorie bildete. Für die Antwortoption 
„Nein“ liegen die Eff ekte bei Welt: ß = 0,01 (p = .89), Europa: ß = 0,09 (p = .39) und Deutschland: ß = −0,02 (p = .80). Auch bei „Weiß nicht“ sind die 
Unterschiede nicht signifikant (Welt: ß = 0,02; p = .87; Europa: ß = −0,01; p = .95; Deutschland: ß = 0,13; p = .19).

zeigen sich keine bedeutsamen Zusammenhänge: 
Die Einschätzung der Sicherheitslage hat keinen 
signifikanten Einfluss auf Ablehnung oder Unent-
schlossenheit bezüglich eines Wehrdienstes.5 Al-
lerdings beeinflusst die wahrgenommene Wahr-
scheinlichkeit eines russischen Angriffes auf ein 
NATO-Land die Meinungen: Für Personen, die eine 
hohe Kriegsgefahr wahrnehmen, zeigt sich ein si-
gnifikanter Effekt auf die Zustimmung zur Wie-
dereinführung des Wehrdienstes (ß = -0.72; p = 
.007). Parteipolitische Ansichten spielen ebenso 
eine Rolle: Anhänger von CDU/CSU (72 %) und FDP 
(70 %) unterstützen einen Wehrdienst am stärks-
ten. Mit etwas Abstand folgen Wähler*innen von 
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Abbildung 6: In den letzten Monaten wurde verstärkt über die Wehrpflicht diskutiert. Ganz grundsätzlich, befürworten Sie eine Form des militärischen Dienstes für junge 
Menschen oder nicht? 

Abbildung 7: Sollte in den nächsten Jahren ein militärischer Dienst für junge Menschen eingeführt werden, welcher Vorschlag erscheint Ihnen hierbei am sinnvollsten?



SPD (59 %) und AfD (50 %). Die Wähler*innen von 
Bündnis90/Die Grünen stimmen weniger zu (41 
% Zustimmung), gefolgt von jenen des BSW (37 %) 
und der Partei Die Linke (33 %). Die Zustimmung 
bei Nichtwähler*innen liegt bei ca. 40 Prozent. 

Abbildung 9 zeigt die Ergebnisse eines multinomina-
len logistischen Regressionsmodells und den durch-
schnittlichen marginalen Effekt des Alters in Form 
von vorhergesagten Wahrscheinlichkeiten. Die 
Wahrscheinlichkeiten sind um den Einfluss der an-
deren im Modell enthaltenen Variablen kontrolliert.6

6   In das Modell wurden zudem das Alter der Befragten, die Bewertung der Bundeswehrausgaben, die Anzahl der Kinder im Haushalt, die Zukunfts-
erwartungen, die Einschätzung der Kriegsgefahr, das Bildungsniveau sowie die Einschätzung der militärischen Sicherheitslage Deutschlands, Europas 
und der Welt aufgenommen.

Unter Kontrolle dieser Faktoren bleibt der in der 
Grafik visualisierte Effekt des Alters substanziell: 
Die vorhergesagte Wahrscheinlichkeit für eine Zu-
stimmung zum Wehrdienst („Ja“) steigt mit zuneh-
mendem Alter signifikant an (ß = .003, p = .0001), 
während die Wahrscheinlichkeit für eine Ablehnung 
(„Nein“) bedeutsam sinkt (ß  =  -.0025,  p = .0002). Die 
altersbedingten Unterschiede bei den Unentschlos-
senen sind nicht signifikant (ß = -.0001,  p = .3404).

 

6

Abbildung 8: In den letzten Monaten wurde verstärkt über die Wehrpflicht diskutiert. Ganz grundsätzlich, befürworten Sie eine Form des militärischen Dienstes für junge 
Menschen oder nicht? 

Abbildung 9: Sollte in den nächsten Jahren ein militärischer Dienst für junge Menschen eingeführt werden, welcher Vorschlag erscheint Ihnen hierbei am sinnvollsten?



Auch in Bezug auf die unterschiedlichen Dienst-
modelle zeigen sich klare Unterschiede: Anhän-
ger*innen von Bündnis90/Die Grünen und Die Lin-
ke setzen auf ein Modell des Gesellschaftsdienstes 
(Wehrpflichtmodell 4, siehe oben). Anhänger*innen 
von CDU/CSU sind skeptisch gegenüber diesem 
Modell. Wähler*innen der AfD bevorzugen ein nur 
von Männern abzuleistenden Pflichtdienst (Modell 
2). Weitere Analysen zeigen, dass Befragte, die von 
einer hohen Kriegswahrscheinlichkeit seitens Russ-
lands ausgehen, eher zu einem Pflichtdienst für 
alle unabhängig vom Geschlecht (Modell 3) neigen.

Um den Einfluss des Geschlechts auf die Präferen-
zen für einen Wehrdienst zu analysieren (Abbildung 
10), wurden die vorhergesagten Wahrscheinlich-
keiten aus dem multinomialen logistischen Regres-
sionsmodell für Männer und Frauen verglichen. 

Jeder Punkt wird von ei-
nem vertikalen Balken begleitet,  
der das 95%-Konfidenzintervall darstellt. Wenn 
sich die Konfidenzintervalle zweier Punkte nicht 
überlappen, ist das ein Hinweis auf einen statis-
tisch signifikanten Unterschied. Männer sind eher 
für eine Wiedereinführung des Wehrdienstes als 
Frauen (ß = 1.7, p = 0.001). Bei der Ablehnung des 
Wehrdienstes zeigen sich keine signifikanten Un-
terschiede zwischen den Geschlechtern (ß = 0.86, 
p = 0.28). Die Chance unentschieden zu sein ist 
bei Männern etwas geringer (ß = 0.44, p = 0.001).
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Abbildung 10: Präferenz für einen Wehrdienst nach Geschlecht



Vorbereitet auf das Konfliktfeld Wehr-
haftigkeit?
Die Ergebnisse des Konfliktmonitors zeigen, dass 
eine stärkere Aufrüstung der Bundeswehr und die 
Einführung einer Wehrpflicht in der Bevölkerung 
grundsätzlich auf Zustimmung stoßen. Dies hängt 
mit einem aktuellen Unsicherheitsempfinden zu-
sammen. Rund 40 Prozent der Befragten halten 
einen russischen Angriff auf einen europäischen 
NATO-Staat in naher oder mittlerer Zukunft für 
realistisch und diese Einschätzung beeinflusst die 
Einstellung zum Wehrdienst und zur Aufrüstung. 
Allerdings gehen die Meinungen über einen mög-
lichen Pflichtdienst stark auseinander – je nach 
Generation, Geschlecht und politischer Einstel-
lung. Etwa 65 Prozent der Befragten bevorzu-
gen entweder freiwillige Modelle oder die weitere 
Aussetzung der Wehrpflicht. Keines der politisch 
diskutierten Modelle findet breite Unterstützung. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Die Ergebnisse deuten auf ein Konfliktpotenzial 
in der politischen Debatte hin, vor allem wenn die 
Ansichten junger Menschen ignoriert werden. Sie 
unterscheiden sich von den älteren Generatio-
nen deutlich. Fast die Hälfte der potenziell Wehr-
pflichtigen lehnt den Dienst ab, während fast 70 
Prozent der über 60-Jährigen ihn befürworten. 
Sollte sich die Wiedereinführung eines Wehrdiens-
tes nach entsprechenden Gesetzesbeschlüssen 
realisieren - wovon auszugehen ist - wird es ent-
scheidend sein, die Interessen der Generationen 
sensibel auszuhandeln und klar zu kommunizie-
ren. Andernfalls droht, das Vertrauen junger Men-
schen in Politik und Institutionen weiter beschädigt 
zu werden – gerade in einer Zeit, die von wach-
sender Unsicherheit und Instabilität geprägt ist. 
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Box 1: Methodik
Das Spotlight beruht auf Daten einer Online-Be-
fragung von 2.112 volljährigen Deutschen. Die Er-
hebung fand vom 26. Juni bis 11. Juli 2025 statt. 
Alle Teilnehmenden hatten bereits an der ersten 
Erhebung des Konfliktmonitors vom 21. November 
bis 12. Dezember 2024 teilgenommen. Es han-
delt sich somit um eine Längsschnittbefragung. 
Die Studie wurde durchgeführt von der Conflic-
tA – Konfliktakademie der Universität Bielefeld in 
Kooperation mit dem SOKO Institut für Sozialfor-
schung & Kommunikation. Zur Annäherung an die 
Repräsentativität wurden die Analysen gewich-
tet. Die Teilnahme erfolgte freiwillig und anonym. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Box 2: Stichprobenbeschreibung
An der Befragung haben 57,3 Prozent Männer und 
42,7 Prozent Frauen teilgenommen. Das Durch-
schnittsalter der Befragten lag bei 54,4 Jahren 
(Standardabweichung = 16,3). Etwas mehr als ein 
Achtel der Stichprobe war unter 35 Jahre alt (15,1 
%), ca. ein Drittel über 65 Jahre alt (32,6 %). Ca. die 
Hälfte der Befragten hatte eine Fachhochschul- 
oder Hochschulreife (51,1 %), etwa ein Viertel einen 
Realschul- oder gleichwertigen Abschluss (26,0 %). 
Für 12 Prozent der Befragten war die polytechni-
sche Oberschule der höchste Bildungsabschluss. Ein 
Zehntel der Befragten verfügte über einen Haupt-
schulabschluss (10,1 %) und 0,4 Prozent hatte keinen 
Schulabschluss.  55,1 Prozent der befragten Perso-
nen hatten ein monatliches Haushaltsnettoeinkom-
men von unter 3.000 €. 9,9 Prozent  der Teilnehmen-
den hatten einen Migrationshintergrund, entweder 
weil sie selbst zugewandert waren oder weil min-
destens ein Elternteil eine Zuwanderungsgeschichte 
hatte. Durch eine Gewichtung werden die Daten der 
Verteilung der Merkmale Geschlecht, Alter, Schul-
abschluss und Migrationshintergrund der erwach-
senen deutschen Wohnbevölkerung angenähert.
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Box 3: Konfliktliste
In der Tabelle sind die 32 Konfliktthemen abgebildet, zu deren Wichtigkeit die Teilnehmenden des Kon-
fliktmonitor befragt wurden. Abgebildet sind die prozentuale Verteilung der Antworten, die Mittelwer-
te und die Varianz bzgl. der Frage: “Wie wichtig finden Sie persönlich, dass es eine gesellschaftliche 
Auseinandersetzung um die folgenden Konfliktthemen gibt?” Die Tabelle ist nach Mittelwerten (Ska-
la 1 bis 5) sortiert, wobei ein niedriger Wert für eine hohe Wichtigkeit aus Sicht der Befragten steht. 
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Tabelle: Übersicht Konfliktthemen
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